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    GEMEINDE    WELLENDINGEN 

                             GEMARKUNG WILFLINGEN 

   LANDKREIS  ROTTWEIL 

 

  BEBAUUNGSPLAN UND ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN FÜR DAS PLANGEBIET 

 

  >>SALZSTEIN II – 1. ABSCHNITT<< 

    

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB sowie der Benachrichtigung  

der Behörden nach § 4 (1) BauGB     
 

 
 

 

  Anregungen 

Rottweiler Ing.- und Planungsbüro GmbH                    
André Leopold 
Stadionstraße 27 
78628 Rottweil 
T. 0741 280 000 13          Mail: info@rip-rw.de 

Rottweil, den 20.05.2026 
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1. Keine Stellungnahme abgegeben 
Lfd. Nr. Behörde Abteilung 

1.1 Regionalverband SBH  

1.2 Vermögen und Bau BW  

1.3 Vodafone BW  

1.4 Verwaltungsgemeinschaft Rottweil  

1.5 Wasserversorgung Oberer Neckar  

1.6 Landesnaturschutzverband BW  

1.7 NABU BW  

1.8 BUND BW  

1.9 Gemeinde Gosheim  

1.10 Gemeinde Deilingen  
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1.8 Stadt Rottweil  

1.9 Stadt Schömberg  

1.10 Gemeinde Zimmern u.d.B  

1.11 IHK Villingen  

1.12 Handelsverband BW  

2. Keine Anregungen vorgebracht 
Lfd. Nr. Behörde Abteilung Eingang Schreiben 

2.1 EnRW GmbH & Co.KG  30.03.2026 

2.2 Gemeinde Frittlingen  01.04.2026 

2.3 Regierungspräsidium Stuttgart Abteilung 4 Luftfahrt 20.04.2026 

2.4 AZV Primtal (Gemeinde Aldingen)  21.03.2026 
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2.5 Gemeinde Aldingen  21.03.2026 

 

3. Anregungen vorgebracht 
Lfd. 
Nr. 

Stellungnahme Behörde 

 
Stellungnahme Verwaltung und  
Beschlussvorschlag 

3.1 Deutsche Telekom AG 
Schreiben vom 20.04.2026 
 
wir danken für die Zusendung der Unterlagen zum Bebauungsplan „Salzstein II – 
1. Abschnitt“ in Wellendingen - Wilflingen.  
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Te-
lekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Gegen den Bebauungsplan und Teilfortschreibung des Flächennutzungsplanes ha-
ben wir keine Einwände. 
Im Planbereich befinden sich am Rand Telekommunikationslinien der Telekom mit 
kritischer Infrastruktur, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. Der Bestand und 
der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 
Die entsprechenden Pläne können jeweils aktuell bei uns unter Planauskunft.Su-
edwest@telekom.de  abgefragt werden. 
 

 
 
 
Die Deutsche Telekom AG wird am weiteren Verfahren 
beteiligt und insbesondere in der Erschließungsphase 
eng mit eingebunden. Im Rahmen der Bauleitplanung 
sind keine weiteren Berücksichtigungen notwendig. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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3.2 Regierungspräsidium Stuttgart – Abteilung 8 Denkmalpflege 
Schreiben vom 22.04.2026 
 
vielen Dank für die Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege als Träger öf-
fentlicher Belange im oben genannten Verfahren. Aus denkmalfachlicher Sicht be-
stehen zu der Planung in vorliegender Form keine Bedenken. Archäologische Kul-
turdenkmale sind entweder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu 
erwartenden Bodeneingriffe nicht gefährdet. 
Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berücksichtigung der 
Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG: 
 
„Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde 
oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denk-
malschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Stein-
werkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mau-
erreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des 
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 
Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 
hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.“ 
 
Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits enthalten, zu 
übernehmen. 

 
 
 
Der Hinweis ist bereits unter Ziffer  3.1 in den  pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen nachrichtlich enthal-
ten. Der Anregung ist bereits entsprochen. 

3.3 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung 9 (LGRB) 
Schreiben vom 29.04.2026 

 
vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungsvorhaben. Das Lan-
desamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Regierungspräsidium Frei-
burg nimmt auf Grundlage der ihm vorliegenden Informationen und seiner regiona-
len Kenntnisse zu den Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt wer-
den, wie folgt Stellung:  
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 



6 
 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  
 

1.1 Geologie  
 

Im Plangebiet liegt teilwiese eine Überdeckung aus der quartären Lockerstein-
einheit „Holozäne Abschwemmmassen“ vor. Darüber hinaus sind die Festge-
steinseinheiten „Grabfeld-Formation“ (Gipskeuper) und „Erfurt-Formation“ (Let-
tenkeuper) im Untergrund zu erwarten.  
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte 
von Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen 
werden. Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten 
die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

 
1.2  Geochemie 
 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Ba-
den-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen 
zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen Informations-
portal LGRBwissen beschrieben. 

 
1.3  Bodenkunde 
 

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Boden-
funktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG können für nicht bereits versiegelte 
oder baulich überprägte Flächen außerhalb von Siedlungen in Form der Bo-
denkundlichen Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Für land-
wirtschaftliche Flächen sollte vorrangig die frei zugängliche Bodenfunktions-
bewertung auf Grundlage der digitalen Bodenschätzungs-daten verwendet 
werden, da diese im Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigenschaften abbildet. 
Liegt keine solche Bewertung vor, ist die Bodenfunktionsbewertung auf Basis 
von ALK und ALB heranzuziehen.  
Gemäß § 13 BNatSchG, § 1a Abs. 2 BauGB sowie § 2 LBodSchAG ist bei der 
Planung auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu 
achten. Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 LBodSchAG bei Vorha-
ben mit Eingriffen in unversiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute 
Flächen ab 0,5 ha ein Bodenschutzkonzept zu erstellen ist. Die Erstellung 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



7 
 

nach DIN 19639 wird empfohlen, ggf. abweichende Vorgaben der zuständigen 
Unteren Bodenschutzbehörde sind zu berücksichtigen. Sollten bei dem vorlie-
genden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen, 
so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG geforderten Abfallverwertungskon-
zept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, 
um so die Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.  
 

2. Angewandte Geologie 
 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches 
bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydroge-
ologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

 
2.1 Ingenieurgeologie 

 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme 
der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
  
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und 
Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungs-
bodens ist zu rechnen. Mit Ölschiefergesteinen ist zu rechnen. Auf die be-
kannte Gefahr möglicher Baugrund-hebungen nach Austrocknung bzw. Über-
bauen von Ölschiefergesteinen durch Sulfatneubildung aus Pyrit wird hinge-
wiesen. Die Ölschiefer können betonangreifendes, sulfathaltiges Grund- bzw. 
Schichtwasser führen. Eine ingenieurgeologische Beratung durch ein in der 
Ölschieferthematik erfahrenes privates Ingenieurbüro wird empfohlen. Dar-
über hinaus werden auch bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 
weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundauf-
bau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein priva-
tes Ingenieurbüro empfohlen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird nachrichtlich unter Ziffer 3.3 in die 
örtlichen Bauvorschriften aufgenommen. Der Anre-
gung wird entsprochen. 
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2.2  Hydrogeologie 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen 
durch das LGRB statt.  

 
2.3  Geothermie 
 

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhält-
nissen sind im Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-
Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste Informationen (Möglich-
keiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes 
mit Erdwärme-sonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Ver-
wendung des Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis. 

 
2.4  Rohstoffgeologie 

 
Da im Rahmen des Planungsvorhabens ausschließlich Böden in Siedlungsflä-
chen betroffen sind, liegen auf Grundlage der Bodenkundlichen Karte 1 : 50 
000 (GeoLa BK50) bzw. der frei zugänglichen Bodenfunktionsbewertung auf 
Grundlage der digitalen Bodenschätzungsdaten keine Informationen zu den 
Bodenverhältnissen vor. Soweit innerhalb des Plangebiets unversiegelte Bö-
den betroffen sind, sollte berücksichtigt werden, dass diese trotz möglicher 
anthropogener Überprägung wichtige Bodenfunktionen entsprechend § 2 
BBodSchG erfüllen. Für Eingriffe in unversiegelte Böden ist daher gemäß § 1a 
Abs. 2 BauGB und § 2 LBodSchAG auf einen sparsamen und schonenden 
Umgang mit Boden zu achten. Eine Bodenfunktionsbewertung kann nach dem 
Leitfaden „Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit“ der LUBW 
(2010) erfolgen. 

 
3. Landesbergdirektion 

 
3.1  Bergbau 

 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim Lan-
desamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen 
(bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 

 
 
 

3.4 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung Raumordnung 
Schreiben vom 13.05.2026 
 
für die Beteiligung an o.g. Verfahren bedanken wir uns und bitten die verspätete 
Abgabe der Stellungnahme zu entschuldigen. 
 
Der Bebauungsplan (rd. 0,8 ha) entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan. 
Nach den Ausführungen in der Begründung dient der Bebauungsplan dazu die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ansiedlung einer Schreinerei zu schaffen. 
Dennoch ist festzustellen, dass Einzelhandelsbetriebe nach den gefassten textli-
chen Festsetzungen im Plangebiet zulässig sind. Aufgrund der nicht integrierten 
Lage des Standortes im Zusammenhang mit dem Integrationsgebot (PS 2.7.1 Re-
gionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg und 3.3.7.2 LEP), des Konzentrationsge-
bots (PS 2.7.1 Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg sowie 3.3.7 LEP) und der 
Agglomerationsregelung im Regionalplan (PS 2.7.3 Regionalplan Schwarzwald-
Baar-Heuberg) halten wir einen Ausschluss - von zumindest Einzelhandelsbetrie-
ben mit zentrenrelevanten Sortimenten - für erforderlich. 

Wir weisen auf § 1 Abs. 4 BauGB hin, wonach Bauleitpläne den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen sind. Darüber hinaus bestehen keine weiteren raumordneri-
schen Bedenken oder Anregungen. 

 
 
 
Der Gemeinderat stimmt der Auffassung des Regie-
rungspräsidiums zu, wonach „zentrenrelevanter Einzel-
handel“ ausgeschlossen werden soll. Der Anregung 
wird entsprochen. 

3.5 Polizeipräsidium Konstanz – Stelle Tuttlingen 
Schreiben vom 02.04.2026 
 
vielen Dank für die Übermittlung der Planunterlagen und Ihre Beteiligung an dem 
oben genannten Verfahren. Nach sorgfältiger Prüfung der vorliegenden Unterlagen 
können wir aus verkehrspolizeilicher Sicht seitens des Polizeipräsidiums Konstanz 
zum aktuellen Zeitpunkt keine grundsätzlichen Bedenken äußern. 

 
 
 
Die Stellplätze für Mitarbeitende sind auf den privaten 
Flächen unterzubringen. Dies hat die Gemeinde Wel-
lendingen mit dem Investor bereits vereinbart. 
 
Eventuelle Lieferungen von überlangen Materialien 
sind immer auf dem privaten Grundstück maßgebend, 
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vielen Dank für die Übersendung der Planunterlagen und Ihre Beteiligung am Ver-
fahren. Nach Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen bestehen aus verkehrspo-
lizeilicher Sicht seitens des Polizeipräsidiums Konstanz keine Bedenken. Im Rah-
men der weiteren Planung ist sicherzustellen, dass auf dem Plangebiet eine aus-
reichende Anzahl an Stellplätzen für Mitarbeitende bereitgestellt wird. Hierdurch 
kann der Parkdruck im öffentlichen Verkehrsraum reduziert und unerwünschtes so-
wie verkehrsbehinderndes Parken weitgehend vermieden werden. Für den Fall ei-
ner Ansiedlung einer Zimmerei ist zu berücksichtigen, dass gegebenenfalls Trans-
porte mit Überlängen stattfinden. Sollte dies der Fall sein, muss der Wendehammer 
entsprechend dimensioniert werden. 

 

da der anliefernde Verkehr über die Planstraße A direkt 
auf das Grundstück verläuft, ohne den Wendehammer 
nutzen zu müssen. 

3.6 Netze BW GmbH 
Schreiben vom 05.05.2026 
 
Dadurch, dass es sich beim Bebauungsplanverfahren um eine Flächenerweiterung 
für den ansiedelnden Gewerbebetrieb handelt und wir nicht mit weiteren Unterneh-
men rechnen müssen, welche sich im Geltungsbereich zeitnah niederlassen kön-
nen, sehen wir derzeit keinen Bedarf unsere Anlagen zu erweitern. Die Stromver-
sorgung ist beim bestehenden Betrieb durch einen aktiven Netzanschluss gewähr-
leistet. Sollte es im Laufe der Zeit erforderlich werden, die Anschlussleistung an 
diesem Anschluss zu erhöhen, werden wir dies bei einem entsprechenden Gesuch 
prüfen. Sollten wir zur Erschließungsphase erfahren, dass weitere separate Bau-
plätze vorhanden sind, werden wir die notwendige Erweiterung unserer Anlagen 
erneut prüfen. Bei Fragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

3.7 Bodensee Wasserversorgung 
Schreiben vom 02.04.2026 
 
die uns zur Verfügung gestellten Unterlagen haben wir geprüft. In diesem Schrei-
ben erhalten Sie Bestandspläne unserer Versorgungsanlagen, die durch die Maß-
nahme tangiert werden. Die betroffenen Anlagen der BWV befinden sich mittig in-

 
 

 
Die Verkehrsführung wird der Situation angepasst. Der 
Anregung wird entsprochen. 
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nerhalb eines Schutzstreifens von 12 Meter Breite, der über Grunddienstbarkeiten 
bzw. Gestattungsverträge rechtlich gesichert ist. Die im Schutzstreifen geltenden 
Nutzungseinschränkungen sind unseren Schutz- und Sicherheitshinweisen zu ent-
nehmen. Der Bebauungsplanentwurf sieht vor, die Planstraße A über unsere 
Sehachtbauwerke AL14 und M14 zu führen. Diese Schachtbauwerke sind nicht von 
unserer hochsensiblen Hauptversorgungsleitung in Spannbetonbauweise entkop-
pelt. Jede Befahrung, insbesondere mit dem in einem Gewerbegebiet zu erwarten-
den Schwerverkehr würde sich somit direkt auf eine Hauptachse Kritischer Infra-
struktur auswirken. Aus diesem Grund lehnen wir den Entwurf in diesem Bereich 
ab und bitten um Nachbesserung. Grundsätzlich ist in der planerischen Umsetzung 
des Bebauungsplans zu beachten, dass die Überdeckungsverhältnisse im Bereich 
unserer Anlagen dem notwendigen, auch statischen Leitungsschutz entsprechen. 
 
Unter anderem sind der BWV nachfolgend aufgeführte Maßnahmen bzw. Planun-
gen rechtzeitig vorab schriftlich zur Freigabe vorzulegen: 
 
 Baumaßnahmen auf Flurstücken mit Versorgungsanlagen der BWV (Ge-

bäude, Wege- Gewässerausbau usw.). 
 Geländeveränderungen (Abtragung, Aufschüttung, Befestigung etc.), 
 Querungen von Ver- und Entsorgungsleitungen (Kanal, Wasser etc.), 
 Maßnahmen - auch außerhalb des Schutzstreifens - mit nachteiligen Beein-

trächtigungen auf BWV-Anlagen (Gründungen, Hangabtragungen o. ä.). 
 
Zum sicheren Betrieb und zur Reduzierung von späteren Folgeaufwendungen bit-
ten wir die nachgenannten Punkte in der weiteren Planung zu beachten: 
 
 Bündelung von kreuzenden Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich von 

BWV-Trassen. 
 Sicherstellung des uneingeschränkten Zugangs zu den BWV-Anlagen durch 

Ausweisung von öffentlichen Flächen im Bereich des Schutzstreifens, wie 
bspw. Grünflächen, Wege etc., 

 Verbot von Baumpflanzungen innerhalb des Schutzstreifens. 
 Beim Durchfahren von Privatflächen ist mindestens alle 20 meine direkte Zu-

fahrtsmöglichkeit zu den Versorgungsanlagen der BWV über öffentliche Flä-
chen oder ausgewiesene Zufahrtswege zu gewährleisten. Dies gilt z.B. bei 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise sind bereits teilweise in den Textteilen 
enthalten und werden ggf. ergänzt. Der Anregung ist 
entsprochen. 
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gebäuderückseitiger Lage der Versorgungsanlagen mit Angrenzung an wei-
tere private oder schwer zugängliche Grundstücke. 

 Übertrag/Anpassung der bestehenden Leitungsrechte der BWV gemäß 
DVGW W 400, Abschnitt 8.2 auf neu ausgewiesene Grundstücke. Dies gilt 
auch für öffentliche Flächen wie Straßen, Wege usw. 

 
Innerhalb des Schutzstreifens der BWV befindet sich eine Kabelschutzrohranlage 
(13 KSR), die mit LWL-Kabeln bestückt ist. Diese Anlagen werden, außer der BWV, 
noch von den Firmen GasLINE und der terranets technisch betreut und betrieben. 
Eine Planauskunft bei beiden Firmen ist zusätzlich einzuholen. Bei Schadensfällen 
sind diese parallel zur BWV unverzüglich zu informieren. 
 
GasLINE: Tel.: 0201 3642-17444, Fax: -17865, E-Mail: MMC@gasline.de 

 
terranets: Tel.: 0711 7812-1220, Fax: -1428, E-Mail: dispatch ing@terranets-bw.de 

 

3.8 Landratsamt Rottweil 
Schreiben vom 08.05.2026 
 
1. Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 

 
1.1  Bauplanungsrechtliche Beurteilung 
 

Der Bebauungsplanentwurf entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan 
2035. Der Begründung ist zu entnehmen, dass ein Zimmereibetrieb mit wei-
tergehendem Flächenbedarf sich auf dem Areal einer Schlosserei, die sich in 
der Betriebsaufgabe befinde, ansiedeln möchte.  
Dies sei Anlass die südwestlich im Anschluss an den Bebauungsplan "Salz-
stein – 1. Änderung" anschließende Fläche zu beplanen um damit die pla-
nungsrechtlichen Vorausse-zungen für eine Bebauung zu schaffen. Östlich 
des Plangebiets befinden sich – nicht genehmigte - Stellplätze der Firma Lei-
bold und Amann. Die Fläche ist gleichermaßen im Flächennutzungsplan als 
gewerbliche Entwicklungsfläche enthalten.  

 
 
 
 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird um die 
Stellplätze der Fa. Leibold und Amann entsprechend 
vergrößert. Der Anregung wird entsprochen. 
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Im Rahmen einer Besprechung am 04.03.2024 mit Herrn Bürgermeister Alb-
recht, Herrn Leopold und Herrn Leibold sowie Herrn Auber im Kreisbauamt 
des Landratsamts Rottweil, wurde vereinbart, dass die Voraussetzungen für 
die baurechtliche Genehmigungsfähigkeit der Stellplätze durch eine entspre-
chende Bauleitplanung geschaffen werden sollen. Eine Duldung der dringend 
benötigten Stellplätze unter Berücksichtigung der besprochenen Vorgehens-
weise wurde seitens des Landratsamtes Rottweil zugesagt. Die Gemeinde 
Wellendingen hat Herrn Leibold am 06.03.2024 mitgeteilt, das Bebauungs-
planverfahren werde baldmöglichst durch den neuen Gemeinderat eingeleitet.  
Der Satzungsbeschluss solle Ende 2025 erfolgen, so dass Anfang 2026 der 
Bauantrag für die nachträgliche Genehmigung der bereits gebauten Stellplätze 
gestellt werden könne.  
 
Wir regen im Hinblick auf die in Anspruch genommene Fläche und die bis dato 
nicht genehmigungsfähigen Stellplätze dringend an, diese in das Bebauungs-
planverfahren mit aufzunehmen. Eine weitere Duldung steht in direktem Zu-
sammenhang mit den von der Gemeinde Wellendingen gemachten Zusagen.  
Ist ein separates Bebauungsplanverfahren (Salzstein II, 2. Abschnitt) ange-
dacht, sollte der Anschlussbereich nachrichtlich in die Planzeichnung aufge-
nommen werden.  
 
Es erschließt sich in diesem Zusammenhang nicht, welche städtebaulichen 
Ziele mit der (Teil-)Überplanung östlich der Planstraße A mit der „bruchstück-
haft“ festgesetzten Baugrenze und dem Leitungsrecht ermöglicht werden sol-
len. Diesbezüglich wird um Klärung gebeten. 
 
Die im zeichnerischen Teil städtebaulich eindeutige Festsetzung der maximal 
zulässigen Gebäudehöhen wird begrüßt. Im Bebauungsplan „Salzstein II - 1. 
Änderung“ werden hingegen Gebäudehöhen mit 679 m ü. NN, 672 m ü.NN 
und 670 m ü.NN festgesetzt.  
Gemäß den Ausführungen unter Ziffer 7.2 der Begründung werde die Höhen-
entwicklung „Salzstein II - 1. Änderung“ abgeleitet. 
„Die Gebäude haben hier im westlichen Gebietsteil eine max. Gebäudehöhe 
von 16 m über bestehendem Gelände. Dieser Wert werde auch bei der künfti-
gen Planung angesetzt. Hin zur Wohn- und Mischbebauung werden die maxi-

 
 
. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Begründung wurden die maximalen Gebäudehö-
hen nochmals thematisiert und klargestellt. Der Anre-
gung wurde entsprochen. 
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malen Gebäudehöhen dann auf 13 m über Gelände festgesetzt, damit hier 
eine Anpassung zur dortigen Höhenstruktur erfolgen kann. Damit wird sicher-
gestellt, dass neue entstehende Volumen von Baukörpern sich einfügen. 
 
Aus den Planunterlagen, insbesondere dem zeichnerischen Teil, können die 
beschriebenen maximalen Gebäudehöhen nicht nachvollzogen werden. Um 
entsprechende Korrektur oder Anpassung der Begründung wird gebeten. 
 

 
Des Weiteren wird ausgeführt, zu bauplanungsrechtlichen Festsetzungen: 
 
1. Die Formulierung zur max. Gebäudehöhe im Hinblick auf den Bezug auf 

die Meereshöhe ist nicht eindeutig (Textteil Ziffer 2.5). Der Bezug zur Erd-
geschossfussbodenhöhe ist nicht notwendig. Es wird gebeten den Textteil 
entsprechend anzupassen. 
 

2. Die Pflanzenfestsetzung PFF1 wird im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans nicht verwendet. Es wird empfohlen den schriftlichen Teil, sowie 
die Legende in diesem Zusammenhang anzupassen. 

 
 
1.2 Untere Naturschutzbehörde 

 
Den Unterlagen liegen bisher kein Umweltbericht und keine artenschutzrecht-
liche Betrachtung bei. Die Unterlagen sollen im weiteren Verfahren ergänzt 
werden. Die untere Naturschutzbehörde wird die Unterlagen prüfen, sobald 
diese vorliegen werden. 
 
Die untere Naturschutzbehörde macht darauf aufmerksam, dass unmittelbar 
an die Grenze des Plangebietes geschützte Biotope heranreichen. Die Biotope 
dürfen weder direkt zerstört noch indirekt beeinträchtigt werden. Sollte das 
nicht ausgeschlossen werden können, ist ein Ausnahmeantrag gemäß § 30 
Abs. 3 BNatSchG einzureichen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planung wird an den entsprechenden Punkten an-
gepasst. Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Umweltbericht sowie der artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag werden zur öffentlichen Auslegung vorge-
legt. Der Anregung wird entsprochen. 
 
 
Der Gemeinderat hat sich bereits im FNP-Verfahren 
auf die Weiterentwicklung des Gebiet Salzstein kon-
zentriert. Die Thematik der FFH-Mähwiesen ist bekannt 
und auf der gesamten Gemarkung von Wilflingen und 
Wellendingen anhängig. Insofern ist es möglich, dass 
die gewerbliche Entwicklung mittelfristig in Richtung 
südöstliche Bereiche ausgedehnt wird. 
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Darüber hinaus ist an dem Plan bereits jetzt zu erkennen, dass die Entwicklung 
des Gebietes weiter nach Südosten voranschreiten soll. Für diesen Fall sind 
Konflikte mit dem Natur-, Biotop- und Artenschutz bereits klar absehbar, wes-
halb nach Ansicht der unteren Naturschutzbehörde bereits bei diesem Pla-
nungsschritt in Erwägung gezogen werden sollte, ob es nicht Alternativen – 
sowohl in Bezug auf den Standort selbst, als auch in Bezug auf die Ausführung 
(bes. der Erschließung und der zu erwartenden, daran anschließenden Bebau-
ung) – zu dem jetzt vorgelegten Entwurf gibt. 

 
1.3  Gewerbeaufsichtsamt 

 
Die Ausweisung eines Gewerbegebietes begegnet seitens der Gewerbeauf-
sicht keinen grundsätzlichen Bedenken. Allerdings sollen laut den planungs-
rechtlichen Festsetzungen unter 2.1.1 Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen, sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter ausnahmsweise 
zugelassen werden können.  
In Gewerbegebieten ist ein gesundheitlich zuträgliches Wohnen aufgrund des 
hier deutlich niedrigeren Schutzstatus hinsichtlich Lärm und Geruch nicht mög-
lich. Um zukünftigen Konflikten vorzubeugen, wird empfohlen, den Abschnitt 
„Ausnahmsweise zulässig sind“ zu streichen. Weitere Anmerkungen bestehen 
nicht. 

 
2.   Vermessungs- und Flurneuordnungsamt 

 
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfah-
ren sind von dem geplanten Vorhaben nicht betroffen. Zur Sicherstellung ein-
deutiger Rechtsverhältnisse sollte die Gemarkungsgrenze zwischen Wellen-
dingen und Wilflingen in diesem Bereich den neuen Strukturen angepasst wer-
den. Für die Umsetzung eines gesetzlichen Umlegungsverfahrens wird um 
frühzeitige Beteiligung gebeten.  
 
 
 
 
 

Sollten bestehende Biotope tangiert werden, wird ein 
entsprechender Ausnahmeantrag gestellt. Der Anre-
gung wird entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach § 8 BauNVO ist diese ausnahmsweise Zulässig-
keit gegeben. Die Gemeinde möchte sich dieser Option 
nicht entgegensetzen. Vor allem in Bereichen mit auch 
möglicher kleineren gewerblichen Tätigkeit ist dies eine 
wichtiger Abwägungsbelang. Der Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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3.  Landwirtschaftsamt 
 

Die Gemeinde Wellendingen möchte eine gewerbliche Fläche im Ortsteil Wilf-
lingen für eine zukünftige Entwicklung ändern und erweitern. Der Geltungsbe-
reich des BPl „Salzstein II 1. Abschnitt“ umfasst eine Gesamtfläche von ca. 0,8 
ha – landwirtschaftlich genutzt werden ca. 0,46 ha. Den Antragsunterlagen ist 
zu entnehmen, dass eine Erschließung der angrenzenden landwirtschaftlich 
genutzten Flurstücke gesichert ist. Wir bitten dies weiter zu berücksichtigen.  
 
Ein Umweltbericht mit Eingriffs- und Ausgleichsbilanz wurde vom Vorhabens-
träger in Auftrag gegeben. Um dem Verlust weiterer landwirtschaftlicher Flä-
chen entgegenzuwirken, bitten wir um Prüfung ob für erforderliche Ausgleichs-
maßnahmen auf Ökopunkte von bereits durchgeführten Maßnahmen zurück-
gegriffen werden kann bzw. ob ein monetärer Ausgleich möglich ist. Zudem 
verweisen wir auf § 15 Abs. 3 BNatSchG: Bei der Inanspruchnahme von land- 
oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men ist auf agrastrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind 
für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwen-
digen Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Aus-
gleich oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Ent-siegelung, durch Maßnah-
men zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- 
oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaus-halts 
oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um möglichst zu 
vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genommen werden.  
Weitere Anmerkungen bestehen zum derzeitigen Planungsstand nicht.  
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren. 

 
 

4. Straßenbauamt 
 
Zum Bebauungsplan Salzstein II – 1. Abschnitt bestehen seitens der Straßen-
bauverwaltung keine Bedenken. Die Erschließung ist über die K 5545 gewähr-
leistet und auch ausreichend dimensioniert. 
 
 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Umweltprüfung wird explizit versucht, 
dass die Inanspruchnahme weiterer landwirtschaftli-
cher Flächen vermieden wird, bzw. auch das unbedingt 
notwendige Maß reduziert werden kann. Der Hinweis 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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5. Straßenverkehrsamt 
 

Gegen die vorgesehene Planung der Gemeinde Wellendingen bestehen aus 
straßenverkehrsrechtlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken, da die Er-
schließung der neu vor-gesehenen Fläche über die bereits bestehende Daim-
lerstraße erfolgen, die dazu entsprechend verlängert und mit einem Wendeham-
mer versehen wird. 

 
6.  Umweltschutzamt 
 
6.1  Grundwasserneubildung 
 

Bei Umsetzung der Vorhaben des Bebauungsplans wird die natürliche Versi-
ckerung von Niederschlagswasser und damit die Grundwasserneubildung ver-
mindert.  
Zur Minimierung der Auswirkungen ist der Anteil undurchlässiger Flächen, ab-
hängig vom Grundwassergefährdungspotential, auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken. Bei Flächen, von denen ein Grundwassergefährdungspotential 
ausgeht, z.B. Umschlagflächen mit wassergefährdenden Stoffen, sind diese 
wasserundurchlässig auszuführen und ggf. nach Vorreinigung an die 
Schmutzwasserkanalisation anzuschließen. 

 
6.2 Wassergefährdende Stoffe 
 

Was die Gefahr einer möglichen Beeinträchtigung des Grundwassers durch 
wassergefährdende Stoffe betrifft - auch im Zuge von Bauarbeiten - sind die 
erforderlichen Schutzvor-kehrungen gegen eine Verunreinigung bzw. nachtei-
lige Veränderung seiner Eigenschaften zu treffen. Ggf. sind die Regelungen 
der AwSV zum Umgang mit bzw. zur Lagerung von wassergefährdenden Stof-
fen zu beachten. 
 

 
 
 
 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird nachrichtlich in die planungsrechtli-
chen Festsetzungen aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird nachrichtlich in die planungsrechtli-
chen Festsetzungen aufgenommen. 
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6.3 Dränungen 
 

Falls bei der Erschließung und Bebauung des Gebietes Dränungen, Frisch-
wasserleitungen oder Grund- bzw. Quellwasseraustritte angeschnitten wer-
den, ist deren Vorflut zu sichern. Grund- und Quellwasseraustritte sind dem 
Landratsamt Rottweil als untere Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
 

6.4 Bodenschutz 
 
Es bestehen keine grundsätzlichen Einwände gegenüber der Planfestsetzung.  
Nach § 1a BauGB in Verbindung mit § 15 BNatSchG sind die durch das Vor-
haben her-vorgerufenen Funktionsverluste des Schutzguts Boden und die 
Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfol-
gen in dem zu erstellenden Umweltbericht zu beschreiben, soweit wie möglich 
zu quantifizieren und in der naturschutzrechtlichen Eingriffs-Ausgleichs-Bilan-
zierung darzustellen. Eine abschließende Stellungnahme kann aus Sicht des 
Bodenschutzes erst nach dem Vorliegen des Umweltberichts erfolgen. 

 
 

6.5 Entwässerung 
 

Laut Begründung soll das Plangebiet im Trennsystem entwässert werden. Das 
Schmutzwasser soll der vorhandenen Mischwasserkanalisation zugeleitet und 
das Niederschlagswasser gedrosselt einer Vorflut abgegeben werden. Ge-
naue Pläne sollen im Zuge des Bauantrags des Zimmereibetriebs eingereicht 
werden. Dem wird grundsätzlich zugestimmt.  
 
Zusätzlich gilt zu beachten, dass nach DWA-A 102-2 gefasstes Niederschlags-
wasser von Hof- und Verkehrsflächen in Gewerbegebieten in Belastungskate-
gorie II fällt und eine Behandlung bezüglich der AFS63 nötig ist. Im Zuge des-
sen ist auch die Möglichkeit der Versickerung über 30 cm bewachsene Boden-
zone zu prüfen, wobei durch die geologischen Gegebenheiten mit einer nicht 
ausreichenden Durchlässigkeit des Bodens zu rechnen ist. Ist die Versicke-
rung nicht möglich, ist eine Behandlung des Niederschlagswassers vor der 
Einleitung in einen Vorfluter notwendig. 

 
 
Der Hinweis ist bereits in den örtlichen Bauvorschriften 
enthalten. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise des Umweltschutzamts sind umfangreich 
und sehr hilfreich für die Planung des Einzelvorhabens. 
Die Entwässerung wird im Zuge des Bauantrags abge-
stimmt und entsprechend in einem Entwässerungsge-
such beantragt. Der Anregung wird entsprochen. 
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In der Begründung zum Vorentwurf des Bebauungsplans wird die geplante Ent-
wässerung unter Kapitel 8.2 lediglich verbal beschrieben. Berechnungen, 
Pläne und Unterlagen zur tieferen Prüfung sind dem Vorentwurf des Bebau-
ungsplans nicht beigefügt. Nach der Begründung zum Bebauungsplan sollen 
die anfallenden Schmutzwässer über die bestehende Mischwasserkanalisation 
der Kläranlage zugeleitet werden. Das Niederschlagswasser der Dach- und 
Hofflächen soll separat gesammelt und in Retentionsbecken zurückgehalten 
werden, bevor das Niederschlagswasser in einen Wassergraben in Richtung 
Kapellenstraße eingeleitet wird.  
Nach § 5 Abs. 1 Ziffer 4. WHG ist die Niederschlagswasserableitung so zu 
planen und auszuführen, dass es zu keiner Abflussverschärfung, bzw. zur Er-
höhung der Hochwassergefahr für Unterlieger kommt, das natürliche Wasser-
rückhaltevermögen erhalten bleibt (§ 12 Abs. 3 WG) und die Einleitung in die 
Gewässer (Grundwasser und oberirdische Gewässer) stofflich unbedenklich 
und mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaften des nachfolgenden 
Vorfluters vereinbar ist (§ 57 Abs. 1 Ziffer 2. WHG). Die Behandlungsbedürftig-
keit des anfallenden Niederschlagswassers kann nicht, wie in der Begründung 
aufgeführt, pauschal ausgeschlossen werden, sondern ist nach DWA-Arbeits-
blatt A 102 zu prüfen.  
Die Antragsunterlagen für die wasserrechtliche Erlaubnis sind so rechtzeitig 
beim Landratsamt Rottweil -Umweltschutzamt- einzureichen, dass das Was-
serrecht vor Baubeginn erteilt werden kann. Wir empfehlen den Entwurf des 
Wasserrechtsantrages vor der abschließenden Einreichung mit dem Umwelt-
schutzamt auf Baugesuchsebene vorzubesprechen und abzustimmen. 
 

3.9 Bürger 1 
Schreiben vom 27.04.2026 
 
Bezugnehmend Der Vorentwurf des Bebauungsplans Salzstein II – 1. Abschnitt ist 
in seiner jetzigen Form aus meiner Sicht so nicht umsetzbar. Die Abgrenzung des 
Bebauungsplans wurde gerade nicht so gewählt, dass die durch eine Planrealisie-
rung entstehenden entscheidungserheblichen Problemfelder innerhalb des Gel-
tungsbereiches erkannt, aufgearbeitet und gelöst werden können. Die Belange der 
Landwirtschaft und meine Interessen als Landwirt und Grundstückseigentümer 
wurden bei der Planung weder miteinbezogen noch bei der Planung berücksichtigt.  

 
 
 
Die Belange der Landwirtschaft wurden sehr wohl in 
der Planung berücksichtigt und in die Abwägung einge-
stellt. Es wurde hier zunächst nur ein Teilbereich des 
BBP „Salzstein II“ überplant, obgleich deutlich mehr 
Flächen im FNP enthalten sind. Dies wurde vor allem 
auch zum Schutz der bestehenden landwirtschaftlichen 
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Ich bewirtschafte einen landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetrieb dessen wesent-
liche Betriebsstätte auf den Flurstücken 1042/13, 1042/12, 1042/11, 960 und 
1042/07 und damit in unmittelbarer Nähe zum geplanten Baugebiet liegt. Mein Be-
trieb würde durch das geplante Gewerbegebiet in seinen Entwicklungsmöglichkei-
ten erheblich eingeschränkt und eine Erweiterung wäre künftig kaum noch möglich. 
Dieser Aspekt wurde bei der Planung nicht berücksichtigt. Bei der Planung wurde 
auch nicht berücksichtigt, dass ich Eigentümer des Flurstücks 1042/13 bin, das 
nach dem aktuellen Vorentwurf zum Teil im Plangebiet und sogar innerhalb der 
geplanten Baugrenzen liegt. Aufgrund der unmittelbaren Nähe zur Betriebsstätte ist 
diese Teilfläche für meinen landwirtschaftlichen Betrieb unerlässlich. Zudem ist zu 
berücksichtigen, dass dieses Flurstück mit weiteren in meinem Eigentum stehen-
den Flächen eine größere Bewirtschaftungseinheit darstellt. 
Wegen der Kleinstrukturierung der Grundstücke in den Gemeinden Wellendingen 
und auch in Wilfingen ist es für eine wirtschaftlich sinnvolle landwirtschaftliche Nut-
zung unerlässlich, dass Bewirtschaftungseinheiten, die über Jahrzehnte mühevoll 
aufgebaut werden mussten, erhalten bleiben und nicht wieder unwirtschaftlich ver-
kleinert werden. 
 
Die Belange der Landwirtschaft wurden in die Planung überhaupt nicht mit einbe-
zogen und nicht berücksichtigt. Insbesondere wurden meine Interessen als Land-
wirt und Eigentümer von einem Grundstück im geplanten Geltungsbereich des Be-
bauungsplans nicht in die Interessenabwägung miteinbezogen. Um den Interessen 
der Landwirtschaft und meinen Interessen als Landwirt Rechnung tragen zu müs-
sen meine landwirtschaftlichen Flächen als solche erhalten bleiben und dürfen nicht 
in das Baugebiet miteinbezogen werden. Alternative Erweiterungsmöglichkeiten für 
das Gewerbegebiet an anderer Stelle sind zu prüfen um Bewirtschaftungseinheiten 
zuerhalten und den Eingriff in die Rechte Dritter möglichst gering zu halten. 
  
Bitte bestätigen Sie mir kurz den Erhalt der Mail bzw. die Einhaltung der nötigen 
Form. Vielen Dank. 

  

Flächen in Etappen vorgesehen. Weiter werden die 
nachfolgenden Punkte in die Abwägung eingestellt. 
 
Die genannten Flurstücke liegen im Übergang zum 
künftigen GE. Allerdings bleiben sie weiter bewirt-
schaftbar. Allerdings ist das Gebiet „Salzstein II“ seit 
vielen Jahren als gewerbliche Entwicklungsfläche im 
FNP enthalten und wurde genehmigt. Insofern ist die 
Bedarfsfrage und die Lage des Gebiets abschließend 
durch die Gemeinde geklärt und auch im Rahmen ihrer 
Planungshoheit umsetzbar. Das FNP-Verfahren war 
ein öffentlich-rechtliches Verfahren; insofern waren die 
Unterlagen und Absichten für Bürger 1 einsehbar. 
Die Belange des Bürger 1 sind dennoch wichtig im 
Rahmen der Abwägung und die Gemeinde ist hier 
gerne hilfsbereit und vermittelnd, um möglich Tausch 
oder Pachtflächen mit Bürger 1 zu beraten. 
 
 
 
 
Die Gemeinde Wellendingen hat die Planungshoheit in 
bauleitplanerischen Fragen. Dabei sind zunächst städ-
tebauliche Erfordernisse maßgebend. Im Rahmen der 
Abwägung werden sowohl die Belange der Landwirt-
schaft im Allgemeinen als auch die Belange des Bürger 
1 in diese Abwägung der privaten und öffentlichen Be-
lange mit einbezogen. Zuvor wurden hier bereits auch 
Lösungsansätze formuliert. Allerdings werden Flächen 
auch dann mit in den Geltungsbereich einbezogen, 
wenn sie nicht im Eigentum der Gemeinde liegen, wenn 
diese städtebaulich erforderlich sein sollte. Die Siche-
rung der Bauleitplanung erfolgt dann aber in einem ei-
genständigen Verfahren (Umlegungsverfahren). Die 
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 Belange von Bürger 1 wurde in der Abwägung berück-
sichtigt. 
 

 


